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sicherung, Haftpflicht, Kampf gegen Alkoholismus und Vergnügungssucht usw.
vorzubeugen sucht.

Aus dieser Darstellung, die natürlich nur kurz die Hauptgedanken der
inhaltsreichen Arbeit wiedergibt, wird man erkennen, iir welchem Maße die
gegenwärtige Auffassung im Armenwesen der Kritik bedarf, in welchen Punkten
aber die gegenwärtige Gesetzgebung und Praxis — entgegen der Meinung des

Verfassers — sich unbedingt im Recht befindet. à

"Entscheid
des Appellationsgerichts des Kantons Basel-Stadt als Verwaltnngsgcricht

vom 8. Oktober 1915

betreffend Ersah von Armennnterstühnngen.
Das bürgerliche Armenamt Bafel hat die Mutter der rekursbeklagten Frau

S.-S. in den Fahren 1869 bis 1899 mit insgesamt 6542 Fr. unterstützt und daran
von der Unterstützten und aus deren Nachlaß Fr. 775.55 zurückerhalten. Für
den Rest von Fr. 5766.45 fordert es von den Ehegatten S.-S. Ersatz gemäß
F 9 des Gesetzes betr. das Armenwesen. Der Regierungsrat hat die Klage nach
dem Antrag der Beklagten am 16. Juni 1915 wegen Verjährung abgewiesen.

Gegen diesen Regierungsratsbeschlnß hat das Bürgerliche Armenamt
rechtzeitig an das Verwaltnngsgericht rekurriert und das Klagbegehren wiederholt.
Die Rekursbegründnng führt aus, der Ersatzanspruch des Armenamtes sei

öffentlichen Rechts und daher keiner Verjährung unterworfen, vielmehr nach
dem Armengesetz (H 9 kk.) auf die Lebenszeit des Ersatzpflichtigen (unter
Zulassung der Geltendmachnng auch noch gegenüber dem Nachlaß) befristet. 8 212
des Einführnngsgesetzes zum Z.G.B, beziehe sich nicht auf öffentlich-rechtliche
Ansprüche, eventuell nur auf solche, die nach dem 1. Januar 1912 entstehen, ganz
eventuell hätte die darin vorgesehene Verjährungsfrist erst mit diesem Tage zu
laufen begonnen. Ein Verzicht auf den Ersatz sei nie erfolgt. Die Beklagten
seien zu dessen Leistung sehr Wohl imstande.

Der Regiernngsrat hat Abweisung des Rekurses beantragt. Das Institut
der Verjährung gehöre dem öffentlichen wie den? Privatrechte an, daher seien
die privatrechtlichen Verjährungsfristen mangels besonderer Bestimmungen auch

auf öffentlich-rechtliche Ansprüche anwendbar. Der Ersatzanspruch des Armenamtes

sei nicht gesetzlich befristet, fondern werde mit dem Eintritt der
Ersatzfähigkeit fällig und beginne damit zu verjähren. Da der erhobene Anspruch vor
1912 entstanden sei, finde Art. 146 O.R. Anwendung und die Verjährung sei

hiernach eingetreten. Die Neknrsbeklagten haben ebenfalls Abweisung des
Rekurses beantragt.

Erwägungeni
Nach W 9 und 11 des Arinengesetzes von 1897 in der beim Aufhören der

Unterstützungen noch geltenden ursprünglichen Fassung entsteht der Ersatzanspruch

des Armenamtes gegen die Verwandten des Unterstützten grundsätzlich
mit der Gewährung der Unterstützung, aber unter der Bedingung, daß der
Pflichtige nach seinen Verhältnissen zu einer Ersatzleistung imstande ist. Mit
dem Eintritt der Bedingung wird der Anspruch fällig und kann vom Armenamt
sofort geltend gemacht werden. Wie lange das Armenamt nach eingetretener
Fälligkeit mit der Geltendmachnng zuwarten darf, bestimmt das Armengesetz
nicht, auch nicht in 5 12, der sich übrigens nur auf die Rückerstattungspflicht der
Unterstützten selbst bezieht. Dagegen ergibt sich entgegen den Ausführungen
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der Rekurrentin die zeitliche Beschränkung aus den allgemeinen Rechtssätzen über
die Verjährung. Der Ersatzanspruch der Armenbehörde gehört allerdings, wie
das Verwaltnngsgericht schon früher (Entscheidungen >1, S. 138) ausgesprochen
hat, trotz seines engen Zusammenhanges mit der privatrechtlichen Unterstützungs-
pslicht dem öffentlichen Rechte an; jedenfalls trifft das für den heute erhobenen
Anspruch zu, für den die durch Art. 329, Absatz 3 Z.G.B, geschaffene privatrechtliche

Grundlage noch nicht angerufen werden kann. Aber auch die Forderungen
aus öffentlichem Recht unterliegen der Verjährung. Das ist jetzt ausgesprochen
in H 212 des Einführungsgesetzes zum Z.G.B., der in bewußtem Gegensatz zu
8 3 des Einführungsgesetzes zum alten O.R., wo nur von privatrechtlichen
Ansprüchen die Rede war, alle Ansprüche der Verjährung unterwirft. (Vgl. den
Ratschlag.) Für die Zeit vor 1912 fehlt eine entsprechende Gesetzesbestimmung.
Die Verjährbarkeit der öffentlich-rechtlichen Forderungen stand aber schon
damals gewohnheitsrechtlich fest kraft einer allgemeinen Rechtsüberzeugung, die

ihren Grund teils darin hat, daß die Anerkennung der Verjährung auch im
öffentlichen Recht Bedürfnis und innerlich gerechtfertigt ist, teils darin, daß die
ältere Zeit überhaupt weniger scharf zwischen beiden Rechtsgebieten unterschied,
was die llebertragung privatrechtlicher Grundsätze auf öffentlich-rechtliche
Verhältnisse gefördert hat. Das Verwaltungsgericht hat schon in früheren
Entscheiden diese gewohnheitsrechtliche Geltung der Verjährung, speziell für Rück-

erstattungs- und Ersatzansprüche der bürgerlichen Armenbehörde, stillschweigend
angenommen. (Entscheidungen 11 S. 6111., 137.)

Mit der Verjährung an sich sind aber auch die Verjährungsfristen und die
Regeln über Beginn, Unterbrechung usw. dem jeweilen geltenden Privatrecht
entlehnt worden, da das öffentliche Recht hiefür keine besondern Normen
ausgebildet hat. Hiernach beträgt die Verjährungsfrist für solche Ersatzansprüche
zehn Jahre und beginnt frühestens mit der Fälligkeit, also dann, wenn der
Ersatzpflichtige in Verhältnisse gelangt ist, die ihm eine Ersatzleistung gestatten.
Das war aber hier schon, im Jahre 1899 beim Aufhören der Unterstützungen der
Fall. Die Rekurrentin behauptet selbst nicht, daß die Ersatzfähigkeit der
Rekursbeklagten sich erst später eingestellt oder seither gesteigert habe. Nun hat
allerdings das Verwaltungsgericht in einem frühern Falle (Entscheidungen 11, S. 61)
ausgesprochen, daß dbr ebenfalls bedingte Rückerstattungsanspruch gegen den
Unterstützten selbst nicht schon mit der objektiven Erfüllung der Bedingung (Eintritt

merklich besserer Vermögensverhältnisse), fondern erst dann zu verjähren
beginne, wenn der Anspruchsberechtigte von dieser Tatsache Kenntnis erlangt
hat, wobei dem Kennen ein Kennenmüssen gleichzustellen sei. Allein wenn man
auch diesen Satz auf Ersatzansprüche gegen die Verwandten des Unterstützten
ebenfalls anwenden will, so ist den vorliegenden Akten wiederum nicht zu
entnehmen, daß die Rekurrentin von der Ersatzfähigkeit der Rekursbeklagten erst
im Laufe der letzten zehn Jahre Kenntnis erlangt hat. Ihre Kenntnis ergibt
sich vielmehr schon für das Jahr 1899 aus der Tatsache der Einstellung der
Unterstützungen, die bei der fortdauernden Bedürftigkeit der bisher Unterstützten
nur im Hinblick auf die günstigen Verhältnisse der Beklagten erfolgt sein kann.
Die Rekurrentin behauptet freilich, fie habe erst vor zwei Jahren durch Einsicht
in die Steuerregister den Vermögensstand der Beklagten erfahren. Eine solche
Einsichtnahme ist jedoch zur Feststellung der Ersatzfähigkeit nicht unerläßlich.
Die Rekurrentin behauptet auch nicht, daß ihr die Einsicht früher verweigert
worden sei oder daß sie irgendwelche sonstigen Erkundigungen über die Verhältnisse

der Beklagten eingezogen habe, wie sie denn überhaupt einen verständlichen

Grund für ihr langes Zuwarten nicht anzugeben vermag. Bei Unter-
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lassung jeglicher Zchritte zur Feststellung der Ersatzfähigkeit kann sie sich nicht

aus Unkenntnis dieser Tatsache derufen.
Ter erhobene Ersapaujpruch ist joinit verjährt. Tader braucht ans die ndrsi

gen Einwendungen der Beklagten nicht eingetreten zu werden. Demgemäß hat
das Berwaltungsgericht den Rekurs a b gewie se n.

Bern. Die T u b e r k u l o s e b e k ä in p f u n g i in l»k an to n B e r n
1 l) 1 Z /14. Das Gesetz vom 23. Februar 1W8 betr. Masznahnien gegen die

Tuberkulose sieht in Art. à ein großrätliches Dekret vor, welches nähere
Vorschriften zur wirksamen Verhütung und Bekämpfung der Krankheit aufzustellen
hat, und dieses unterm it. Februar 191U erlassene Dekret verpflichtet die Aerzte,
der Gemeinüebehörde Anzeige zu erstatten über die in ihre Beobachtung oder

Behandlung gelangenden Fälle von offener, d. h. vorgeschrittener und mit Auswurf

verbundener Kehlkopf- und Lungentuberkulose, sowie von andern offenen
tuberkulösen Affektionen, welche zur Ansteckung der Umgebung führen können.
Die Gemeinden haben für einen richtigen Desinfektionsdienst zu sorgen und
sind befugt, das Bewohnen als gesundheitsschädlich erklärter Räume bis zur
Hebung der Uebelstände zu verbieten; sie können auch das mit der Kinderpflege
und Fugenderziehung betraute Personal, sowie das Personal des LcbenSmittel-
gewerbes, der Gasthöfe, Pensionen usw. bei begründetem Verdacht auf offene
Lungentuberkulose einer gesundheitlichen Kontrolle unterwerfen. Der Dtaat
beteiligt sich finanziell; der Große Rat kann jährlich bis IM,Ml) Fr. hiefür ins
Budget einstellen.

Die größere oder geringere Wirksamkeit dieser Grundsätze hängt natürlich
in erster Linie von dem größeren oder geringeren Grad des bei Aerzten und
Gemeindebehörden vorhandenen Geineinsinnes ab. 19l3 und 19l4 wurden den

bernischen Kiemeindebehörden l744 Tuberkuloseerkrankungen angezeigt, während
in der gleichen Zeit von den Zivilstandsämtern ca. 2.AIV ärztlich bescheinigte
Tuberkulosetodesfälle gemeldet wurden; man kann also die Zahl der während
dieser Zeit an tuberkulösen Erkrankungen leidenden Personen auf etwa 2»M»
bis 22,Ml) schätzen, und eS wären demgemäß bloß etwa 8 Z der Fälle zur
vorschriftsgemäßen Anzeige gelangt. Die gute Absicht des Gesetzgebers stößt also
da und dort noch auf Widerstand, der seinen Grund hauptsächlich in der
Gleichgültigkeit, also dem Mangel an bewußtem Gemeinsinn haben dürfte; der
gemeinnützigen Initiative steht da noch ein weites Arbeitsfeld offen. Kt.

Fur Armeuplleßtu und Màdehôà!
sich aufnehmen und erziehen, sowie von solchen, die sich um Mädchen gegen angemessenes Kostgeld bewerben, sind
zu erfahren von der Schweiz. Zentrale für Jugendfürsorge, Kinder- n. Kranenschntz, Zürich «, Volkmarstr.9.

Lehrling gesucht: 425

die Gartenwerkzeuq-Fabnkation erlernen.
Kost und Logis beim Meister. Ausk. erteilt

Iul. Pfenninger in Uetikon a. See.

Das

ürt Institut Grell Ali ist:,
Vertag, Zürich,

Gesucht 428
ein rechtschaffener Jüngling von 15 bis 18
Iahren zur Mithilfe in der Landwirtschaft.
Familienanschluß. Eintritt auf Neujahr.
Jahresstelle bei gutem Lohn.

I. Walder, zum Neuhof.
Bertschit'on b. Ufter, Zürich.

Ueue Predigten von Pfarrer Permann Kutter.
Kideorisgeist zum Advent. > „Drfulirung"
Nickt

.^riegsmäch'e
überwinden dm Kneci, sondern Friedens- ^ 0ie SSeibirnckitserlnivuilst eines S.'nben.

Advent für und Klein.

uvd an all dem kommen, was die Menschen bis dabin gegen ihr inneres Glück unternommen und getrieben haben.
Preis der Heftcden je Navpen. — Erhältlich in jeder Buchhandlung.

Art. Institut vrell Füszli, Abteilung Verlag, Zürich.


	Entscheid des Appellationsgerichts des Kantons Basel-Stadt als Verwaltungsgericht vom 8. Oktober 1915

